
Regierungsratsbeschluss vom 2. November 2009

Nr. 2009/1957  
KR.Nr. I 142/2009 (VWD)

Interpellation Urs Allemann (CVP, Rüttenen): Verkauf Vogt-Schild Holding AG,
Solothurn, an die AZ Medien Gruppe, Aarau/Baden und Zweckänderung der Gottlieb
und Hans Vogt-Stiftung, Solothurn (01.07.2009);
Stellungnahme des Regierungsrates
                                                                                                                                                       

1. Vorstosstext

Am 17. März 2009 hat die Gottlieb und Hans Vogt-Stiftung ihren 65-Prozent-Aktienanteil an der
Vogt-Schild Holding AG, Solothurn, an die AZ Medien Gruppe, Aarau/Baden, verkauft. Voraus-
setzung dazu war eine Änderung des Stiftungszwecks. Artikel 2 der Stiftungsurkunde lautete bis
dahin: «Die Stiftung bezweckt die Erhaltung, den weiteren Ausbau und die Förderung des Vogt-
Schild Medienunternehmens, insbesondere die Weiterführung des von Herrn Gottlieb Vogt-
Schild und seinem Sohn Dr. Hans Vogt geschaffenen Lebenswerkes, nämlich der Vogt-
Schild/Habegger Medien AG in Solothurn».

In der neuen Fassung, die vom Regierungsrat gutgeheissen wurde (RRB Nr. 2009/473), heisst es
nun: «Die Stiftung bezweckt: a) Die Förderung einer vielfältigen, dem liberalen Gedankengut
verpflichteten und regional ausgewogenen Medienversorgung im Kanton Solothurn.» Und im
Absatz b) «Die Förderung der beruflichen Aus- und Weiterbildung sowie der Forschung und
Entwicklung im Bereich der gedruckten, elektronischen oder anderen Medien». Der neue Stif-
tungszweck hat mit dem ursprünglichen also nichts mehr zu tun.

Die neue Vogt-Schild-Besitzerin, die Aargauer AZ Medien Gruppe, hat nach der Übernahme des
Solothurner Unternehmens harte Sparmassnahmen angeordnet. So sind im Bereich der Tages-
zeitung (Solothurner Zeitung) mehr als 500 Stellenprozente abgebaut worden. Parallel dazu
laufen im Unternehmen «Synergieprogramme», die mit weiteren Stellenverlusten im Kanton
Solothurn verbunden sein dürften. Zur Disposition stehen insgesamt über 100 Arbeitsplätze. Das
ist insofern erstaunlich, weil die Vogt-Schild Holding AG vor dem Verkauf über eine hohe Eigen-
kapitalquote und über eine gute Liquidität verfügte, sich wirtschaftlich also nicht in einer Notsi-
tuation befand.

Es stellen sich daher an die Regierung folgende Fragen.

1. Nach welchen Kriterien kann der Zweck einer Stiftung geändert werden?

2. War der Regierung bekannt, dass die Gottlieb und Hans Vogt-Stiftung ihre Anteile an der
Vogt-Schild Holding AG verkaufen will?

3. Falls ja, gab es seitens der Gottlieb und Hans Vogt-Stiftung verbindliche Zusagen, dass durch
den Verkauf keine Arbeitsplätze in der Region gefährdet werden?

4. Wie stellt sich die Regierung zum bereits erfolgten und zum noch zu erwartenden Stellenab-
bau bei der Vogt-Schild Holding AG und damit zum Verlust von Arbeitsplätzen im Kanton
Solothurn?

5. Hat die Regierung Kenntnis darüber, wie der Verkaufserlös (ca. 20 Mio. Franken) eingesetzt
wird?

6. Hat die Regierung Kenntnis darüber, wie der neue Stiftungszweck, insbesondere die «Förde-
rung einer vielfältigen, dem liberalen Gedankengut verpflichteten und regional ausgewoge-
nen Medienversorgung» umgesetzt werden soll?
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7. Inwieweit erachtet es die Regierung als ihre Aufgabe, die Medien- und Meinungsvielfalt im
Kanton Solothurn zu erhalten und zu fördern, nachdem die beiden grössten Medienerzeug-
nisse (Solothurner Zeitung, Radio 32) nun vom Kanton Aargau aus gesteuert werden?

2. Begründung (Vorstosstext)

3. Stellungnahme des Regierungsrates

Die Medienlandschaft ist seit einiger Zeit im Umbruch und täglich gibt es entsprechende Mel-
dungen über grosse Veränderungen in der ganzen Schweiz und auch im Ausland.

3.1 Vorbemerkung

Mit Schreiben vom 11. März 2009 beantragte der Stiftungsrat der „Gottlieb und Hans Vogt-
Stiftung“ entsprechend seinen Feststellungen und Beschlüssen vom 19. Januar 2009 die Ände-
rung und Ergänzung des Zweckartikels der "Gottlieb und Hans Vogt-Stiftung".

Aufgrund der aktuellen radikalen Umwälzungen in der Medienbranche bestand für den Stif-
tungsrat der "Gottlieb und Hans Vogt-Stiftung" Handlungsbedarf. Er war nach umfangreichen
Abklärungen zum Schluss gekommen, dass die anhaltenden Unternehmenskonzentrationen die
Folgen sind eines nach allgemeiner Überzeugung irreversiblen Trends. Um die Existenz der
"Gottlieb und Hans Vogt-Stiftung" und damit die mediale Vielfalt in der Region zu sichern, sah
sich der Stiftungsrat gezwungen, die restliche Beteiligung an der Vogt-Schild Holding AG (65 %
der Aktien) zu veräussern.

Ihren Hauptzweck, den einer Unternehmensstiftung, konnte die "Gottlieb und Hans Vogt-
Stiftung" nicht mehr erfüllen und somit drängte sich für den Stiftungsrat eine Zweckänderung
im Sinne von Art. 86 ZGB auf.

Die "Gottlieb und Hans Vogt-Stiftung" als klassische Unternehmensstiftung, hatte im Sinne der
Personalvorsorge einen weiteren Stiftungszweck, wonach die Stiftung an "verdiente Arbeit-
nehmende der Vogt-Schild Mediengruppe und ihre Familienangehörigen im Falle von Krank-
heit, Bedürftigkeit oder irgendwelcher Notlage Beiträge ausrichten konnte. Die Stifter hatten
damit manifestiert, dass ihnen die Fürsorge für das Personal ein Anliegen war.

Durch den gesetzlichen Ausbau der Personalvorsorge (obligatorische 2. Säule, BVG) war dieser
Stiftungszweck allerdings immer weniger zum Tragen gekommen, weshalb von der "Gottlieb
und Hans Vogt-Stiftung" seit vielen Jahren keine Leistungen in diesem Sinne mehr erbracht
wurden, wie der Stiftungsrat anlässlich seiner Sitzung vom 19. Januar 2009 festgestellt hatte.

Die durch das Amt für Berufliche Vorsorge und Stiftungsaufsicht  in der Folge durchgeführte
sorgfältige Prüfung der Unterlagen ergab, dass die verlangten Voraussetzungen zur Änderung
des Stiftungszweckes - objektiv ein Wandel in der Bedeutung und Wirkung des Stiftungszwek-
kes und subjektiv eine Entfremdung vom ursprünglichen Stifterwillen – erfüllt waren. Es wurde
festgehalten, dass sich der Wille der Stifter angesichts der eingetretenen Veränderung der Ver-
hältnisse heute nicht mehr nach der im Stiftungsstatut niedergelegten Art und Weise verwirkli-
chen lässt.
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Dank der frühzeitigen und offenen Information seitens der Stiftungsorgane konnten wir aktiv
unseren Teil dazu beitragen, dass einerseits der Hauptzweck der „Gottlieb und Hans Vogt-
Stiftung“ als Unternehmensstiftung umgewandelt werden konnte, zur Förderung einer vielfäl-
tigen dem liberalen Gedankengut verpflichteten und regional ausgewogenen Medienversor-
gung im Kanton Solothurn, und dass weiter im Sinne der Stifter durch die Errichtung einer neu-
en patronalen Stiftung zum Wohle der Arbeitnehmenden auch der Fürsorge für das Personal
Rechnung getragen werden konnte.

Der Stiftungsrat beschloss daraufhin, gleichzeitig mit dem Verkauf der Beteiligung an der Vogt-
Schild Holding AG eine patronale Stiftung für deren Unternehmen zu errichten und diese aus
den Mitteln des Verkaufserlöses mit 5 Mio. Fr. auszustatten.

Nach Auffassung des Stiftungsrates der "Gottlieb und Hans Vogt-Stiftung" lag dieser Betrag,
angesichts der bisherigen Aktivitäten der Stiftung im Bereich dieses Stiftungszweckes, zwar am
obersten Ende des Zulässigen, rechtfertige sich aber angesichts der aktuellen wirtschaftlichen
Lage.

Der von uns genehmigte Stiftungszweck der neuen patronalen Personalvorsorgestiftung bein-
haltet daher eine umfassende Vorsorge. So ist unter anderem ebenfalls möglich, dass diese neue
patronale Personalvorsorgestiftung Leistungen an andere Vorsorgeeinrichtungen erbringt, die
mit den Firmen der Vogt Schild Mediengruppe verbunden sind, wie z.B. Pensionskassen, im Falle
finanzieller Schwierigkeiten. Dadurch dass der Stiftungsrat dieser neuen patronalen Personal-
vorsorgestiftung durch den Verwaltungsrat der Vogt-Schild Mediengruppe ernannt wird, liegt
die Verantwortung für die Verwendung der zugewandten Mittel in einem weiteren Sinne beim
Unternehmen, resp. dessen Repräsentanten, was konsequent ist und dem ursprünglichen Willen
der Stifter der "Gottlieb und Hans Vogt-Stiftung" entspricht.

Damit konnte im Ergebnis festgestellt werden, dass der vorgeschlagene neue Zweck der beste-
henden „Gottlieb und Hans Vogt-Stiftung“- Förderung einer vielfältigen, dem liberalen Gedan-
kengut verpflichteten und regional ausgewogenen Medienversorgung im Kanton Solothurn
und Förderung der beruflichen Aus- und Weiterbildung sowie der Forschung und Entwicklung
im Bereich der gedruckten, elektronischen oder anderen Medien - sich weitgehend an den bis-
herigen Zweck anlehnte, so dass davon ausgegangen werden konnte, dass die Stifter im heuti-
gen Zeitpunkt, d.h. mehr als 50 Jahre nach der Errichtung der Stiftung, und unter den heutigen
Verhältnissen den Zweck in der beantragten Form bestimmt hätten.

Zu Einzelheiten der Zweckänderung der „Gottlieb und Hans Vogt-Stiftung“ verweisen wir auf
RRB Nr. 2009/473 vom 17. März 2009.

3.2 Zu Frage 1

Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine wesentliche Zweckänderung. Eine wesentliche
Zweckänderung kann erfolgen, wenn der ursprüngliche Zweck einer Stiftung eine ganz andere
Bedeutung oder Wirkung erhalten hat, so dass die Stiftung dem Willen des Stifters offenbar
entfremdet worden ist. Voraussetzung einer Änderung des Zweckes im Sinne von Art. 86 ZGB ist
objektiv ein Wandel in der Bedeutung und Wirkung des Stiftungszweckes und subjektiv eine
Entfremdung vom ursprünglichen Stifterwillen. Die entscheidende Frage lautet, ob sich der
Wille des Stifters angesichts der eingetretenen Veränderung der Verhältnisse noch vernünftig
nach der im Stiftungsstatut niedergelegten Art und Weise verwirklichen lässt. Der geänderte
Zweck muss sich nach einhelliger Auffassung am bisherigen möglichst anlehnen. Massgebend
ist, wie der Stifter im Zeitpunkt der Anpassung den Zweck vernünftigerweise umschreiben wür-
de. Über eine wesentliche Zweckänderung einer Stiftung entscheidet gemäss § 52 Abs. 1 EG ZGB
der Regierungsrat.
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Unwesentliche Urkundenänderungen im Sinne von Art. 86 b ZGB, z.B. Änderung des Namens,
können von der Aufsichtsbehörde nach Anhörung des obersten Stiftungsorgans vorgenommen
werden, sofern dies aus triftigen sachlichen Gründen als geboten erscheint und keine Rechte
Dritter beeinträchtigt werden.

3.3 Zu Frage 2

Ja, wir wurden über die Überlegungen der Unternehmensleitung, des Verwaltungsrates und des
Stiftungsrates orientiert. Wir verweisen auf unsere Ausführungen unter Ziffer 3.1.

3.4 Zu Frage 3

Die Information an uns erfolgte vertraulich. Über Einzelheiten zum Vertragsinhalt und zu den
Vertragsverhandlungen zu informieren ist nicht Sache des Regierungsrates.

3.5 Zu Frage 4

Der Verlust von Arbeitsplätzen ist immer schmerzlich, auch wenn es sich nur um wenige Stellen
handelt. Dahinter stehen immer Menschen mit einem persönlichen Schicksal, die sich unvermit-
telt mit der Notwendigkeit konfrontiert sehen, sich beruflich neu auszurichten. Die Vogt-Schild
Holding AG hat den zuständigen kantonalen Stellen, die Abbaupläne im Personalbereich offen
und transparent kommuniziert, sowie damit zusammenhängende mögliche Dienstleistungen
des Kantons erläutert. Der Stellenabbau erfolgt in drei Etappen. Einem beachtlichen Anteil der
Betroffenen wird dabei, im Rahmen des Paketes "Nutzung von Synergien" innerhalb der AZ
Medien AG, Stellenangebote unterbreitet. Dennoch konnten Kündigungen in einem geringen
Umfang nicht vermieden werden. Für diese Angestellten besteht ein Sozialplan.

3.6 Zu Frage 5

Der Verkaufserlös ist Stiftungsvermögen, das gemäss dem Zweckartikel der Gottlieb und Hans
Vogt Stiftung zu verwenden ist. An dieser Stelle sei ergänzend noch einmal darauf hingewiesen,
dass wir uns im Sinne des Anliegens der Stifter um die Fürsorge für das Personal dafür einge-
setzt haben, dass die Gottlieb und Hans Vogt -tiftung mit einem Betrag von 5 Mio. Franken aus
dem Verkaufserlös die neue "Patronale Personalvorsorgestiftung der Vogt-Schild Medien-
Gruppe" errichtet hat, die vielfältige Vorsorgezwecke für die Arbeitnehmenden der Vogt-Schild
Holding AG umfasst.

3.7 Zu Frage 6

Es ist die gesetzliche Aufgabe des Stiftungsrates als oberstes Organ der Stiftung, die Stiftungs-
zwecke gemäss der Stiftungsurkunde wahr zu nehmen. Die Tätigkeit einer Stiftung geht aus der
Jahresberichterstattung hervor.

3.8. Zu Frage 7

Wir sind in einem hohen Masse an einer Medien- und Meinungsvielfalt im Kanton Solothurn in-
teressiert. Die zur Zeit sich ergebenden Veränderungen in der Medienlandschaft verfolgen wir
deshalb auch mit grossem Interesse und Besorgnis. In den sich regelmässig ergebenden Kontak-
ten mit den Verlegern lassen wir uns über die Entwicklungen informieren und bringen ebenso
regelmässig das Interesse zum Ausdruck, dass die Medien- und Meinungsvielfalt erhalten bleibt.
Wir haben jedoch keine direkten Möglichkeiten in die Gestaltung der Medienlandschaft einzu-
greifen.
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